
sion war seinerzeit von der Menschen­
rechtskommission eingesetzt worden, um 
die Zustände in Chile zu untersuchen. Die 
Regierung von Chi le hatte anfangs ihre Un­
terstützung für d ie Arbei t der Kommission 
zugesagt, später al lerdings der Kommis­
sion die Einreise nach Chile untersagt. — 
Der Untersuchungskommission gehörten 
an : Ali Al lana, Pakistan, Leopoldo Benites, 
Ecuador, Abdoulaye Dieye, Senegal, Felix 
Ermacora, Österreich, und Frau M.J.T. Ka-
mara, Sierra Leone. Wo 

Haushalt und Verwaltung 
Neue Entwicklungen Im UN-Dienstrecht — Der 
Beginn der Tät igkei t der Kommission für den In­
ternat ionalen Öffentl ichen Dienst (75) 

I. Seit dem Beitr i t t der Bundesrepubl ik 
Deutschland zu den Vereinten Nat ionen 
ist auch das Interesse an dem Personalwe­
sen, den Rekrut ierungsmögl ichkei ten und 
den Beschäf t igungsbedingungen der Ver­
einten Nat ionen und ihrer Sonderorganisa­
t ionen gewachsen. Seit Mitte 1975 wi rd 
man hier von einem neuen Faktor auszu­
gehen haben, der das gemeinsame Dienst­
recht und die Beschäf t igungsbedingungen 
der UN-Organisat ionen maßgeblich beein­
f lußt: der Kommission für den Internat iona­
len öf fent l ichen Dienst ( International Civil 
Service Commiss ion, ICSC). Die Annahme 
der Satzung der ICSC durch Entschließung 
der Generalversammlung 3357 (XXIX) vom 
18. Dezember 1974 und die am gleichen 
Tage durch die Generalversammlung vo l l ­
zogene Ernennung der 15 Kommissionsmit ­
gl ieder stel l ten den Abschluß jahrelanger 
Bestrebungen zur Schaffung eines wirksa­
men Koordinat ionsorgans für die Beschäf­
t igungsbedingungen im UN-Verband dar 
und haben andererseits das Startzeichen 
für neue Entwicklungen und eine neue 
Form der Zusammenarbei t innerhalb des 
Dienstrechtssystems der UN-Organisat io­
nen (Common System of Salaries and A l ­
lowances) gegeben. Dabei reicht der Ge­
danke einer Kommission für den Interna­
t ionalen öf fent l ichen Dienst bis in die 
Gründungstage der UN zurück, da schon 
die Abkommen über gegensei t ige Bezie­
hungen und Zusammenarbei t (relat ionship 
agreements) zwischen den Vereinten Na­
t ionen und ihren Sonderorganisat ionen e i ­
ne Absichtserk lärung über die Err ichtung 
einer solchen Kommission enthiel ten, so 
z. B. das Abkommen zwischen den Verein­
ten Nationen und der ILO vom 14. Dezem­
ber 1946 und das Abkommen zwischen den 
Vereinten Nat ionen und der WHO aus dem 
Jahre 1948. Es hat jedoch fast dreißig Jah­
re gedauert, bis diese Absichten Wirk l ich­
keit geworden sind und die bisherige Ko­
ord inat ion der autonomen Organisat ionen 
durch eine festere Zusammenarbei t ersetzt 
worden ist. Maßgebend hierzu beigetragen 
hat vor al lem die sich seit Beginn der s ieb­
ziger Jahre verschärfende Haushalts- und 
Finanzlage der Organisat ionen des UN-
Verbandes bei einem sich stet ig vergrö­
ßernden Personalbestand, was bei den be­
schlußfassenden Gremien und insbesonde­
re in der UN-Generalversammlung zu im­
mer größeren Schwier igkei ten bei der Er­
fül lung von Forderungen im historisch ge­
wachsenen Bezahlungssystem und zu dem 
Wunsch führte, einheit l iche Maßstäbe und 

Kri ter ien für die Beurtei lung der Forderun­
gen des Personals zu gewinnen. 
II. Ein zu diesem Zweck unternommener, 
bestenfal ls halb geglückter Versuch war die 
Einsetzung einer besonderen Stud ienkom­
mission für die Untersuchung des Bezah­
lungssystems der UN-Organisat ionen (Spe­
cial Salary Review Commit tee) durch Ent­
schl ießung der Generalversammlung 2743 
(XXV) vom Dezember 1970. Aufbauend auf 
dem Abschlußbericht dieser Kommission 
von 1972 und dem darin enthal tenen Vor­
schlag, eine «intergovernmental civil ser­
vice c o m m i s s i o n einzusetzen, haben dann 
wei tere Bemühungen zu dem gegenwärt i ­
gen Ergebnis geführt. 
III. Die Aufgaben und Befugnisse der Kom­
mission sind in Ar t ike ln 9—18 ihrer Sat­
zung niedergelegt. Sie umfassen Empfeh­
lungen gegenüber der Generalversamm­
lung über Grundgehäl ter und Ausgleichs­
zahlungen des höheren Dienstes, Empfeh­
lungen an die UN-Organisat ionen über Re­
krut ierungsfragen einschließlich Auswahl ­
wet tbewerbe, Fortbi ldung und Personalent­
wick lung sowie über gemeinsame Dienst­
vorschri f ten, vorberei tende Entscheidungen 
über die Best immung von Methoden für die 
Erarbeitung von Beschäf t igungsbedingun­
gen und tatsächliche Erhebungen für die 
Festsetzung der Gehälter des ört l ich rekru­
t ierten Personals, b indende Entscheidun­
gen im Hinblick auf Zulagen und Zuschlä­
ge und die Dienstreisevorschri f ten u. a. m. 
Die Annahme der Satzung und damit die 
Anerkennung der Kommission durch die 
Organisat ionen, die neben den Vereinten 
Nat ionen das Common System anwenden, 
ist inzwischen erfolgt oder kann bis Ende 
1975 erwartet werden. 
IV. Die Einsetzung der ICSC hat zu der 
Auf lösung eines anderen Beratungsgremi­
ums geführt, des Internat ional Civil Service 
Advisory Board (ICSAB), der seit nahezu 
drei Dekaden das Common System durch 
wohl abgewogene Ste l lungnahmen unter­
stützt, aber in seinen Berichten aus den 
Jahren 1973 und 1974 angesichts der Kom­
plexität der Aufgabe selbst die Einsetzung 
eines mit größeren Befugnissen und Mög­
l ichkeiten ausgestatteten Gremiums dr in ­
gend befürwortet hat. Eine gewisse Kont i ­
nuität ist jedoch dadurch gewährleistet, 
daß einige Mitgl ieder des ICSAB von der 
Generalversammlung zu Mitg l iedern der 
ICSC ernannt wurden. Es handelt sich um 
Mr. Raul Qui jano (Argent inien), als Mitgl ied 
des Ausschusses zur Überprüfung des Ge­
haltssystems (Salary Review Committee) 
seit 1956 und des Beratungsausschusses 
für Verwal tungs- und Haushaltsfragen (Ad­
visory Commit tee on Administrat ive and 
Budgetary Quest ions, ACABQ) ein Kenner 
des UN Systems, der die letzte Sitzung von 
ICSAB im Jul i 1974 geleitet hat und jetzt 
für die Dauer von vier Jahren zum haupt­
amtl ichen Vorsi tzenden der ICSC bestel l t 
worden ist, sowie um Mr. Pascal Frochaux 
(Schweiz), Mr. Toru Haguiwara (Japan) und 
Mr. Robert E. Hampton (USA). — Die übr i­
gen 11 Mitgl ieder der Kommission kommen 
aus Brasi l ien, Frankreich, Ghana, das in 
Mr. A. L. Adu das zweite hauptamtl iche Mit­
gl ied und stel lvertretenden Vorsi tzenden 
stellt, Großbr i tannien, Indien, Marokko, Ni­
geria, Pakistan, Senegal, der Sowjetunion 
und der Tschechoslowakei. 

V. Diese Zusammensetzung zeigt die in Art. 
3 Abs. 2 der Satzung der ICSC vorgeschr ie­
bene und in den Vereinten Nat ionen bei 
vielen Gelegenhei ten übl iche ausgewogene 
geographische und pol i t ische Vertei lung 
unter Bevorzugung der s tändigen Mitgl ie­
der des Sicherheitsrats. Ob bei einer spä­
teren Gelegenhei t auch eine Persönl ichkeit 
aus der Bundesrepubl ik Deutschland als 
Mitg l ied der Kommission ernannt werden 
kann, muß die Zukunft erweisen. Ange­
sichts der Beiträge der Bundesrepubl ik 
Deutschland zur Tät igkeit und zum Haus­
halt der UN-Organisat ionen, ihres nicht un­
beträcht l ichen, im Wachsen begri f fenen 
Personalantei ls sowie im Hinbl ick auf Aus­
wi rkungen des ausgeformten, bei al len Re­
formbest rebungen bereits auf einer hohen 
Stufe stehenden deutschen öffent l ichen 
Dienstrechts und des Arbei tsrechts auf das 
Dienstrechtsystem (Common System) wä­
ren solche Bestrebungen nur legi t im. 
VI . Die bisher ige Tät igkeit der Kommiss ion 
ist unter zwei Gesichtspunkten zu würd i ­
gen : der Organisat ion der Aufgabenbewäl ­
t igung und den gewonnenen Ergebnissen. 
1. Im Hinbl ick auf die Aufgabenbewäl t igung 
l iegen die Schwier igkei ten dar in, ein Gre­
mium von 2 hauptamtl ichen und 13 ehren­
amtl ichen Mitg l iedern mit Sitz in New York 
bei einer wei tgespannten Aufgabenfü l le zu 
einer f ruchtbaren Zusammenarbei t unter­
e inander und mit den Verwal tungsspi tzen 
der UN-Organisat ionen und dem Verband 
der Personalverein igungen der Organisa­
t ionen (FICSA) zu verein igen. Die Komis-
s ion hat dies in zwei mehrwöchigen Si tzun­
gen im Mai 1975 in New York und im Au ­
gust 1975 in Genf zu erreichen versucht 
und beabsichtigt, diesen Turnus mit einer 
Sitzung im Jahr in New York und einer am 
Amtssitz einer Sonderorganisat ion (für 1976 
ist eine Sitzung in Rom bei der FAO vorge­
sehen) fortzusetzen. In ihren Verfahrens­
vorschri f ten hat sie zum Zweck der vol len 
Betei l igung von Verwal tungen und Perso­
nal das Recht vorgesehen, Wünsche zur 
Tagesordnung zu äußern, schrift l iche Stel-
lungsnahmen vorzulegen und an den Sit­
zungen te i lzunehmen, und zwar als Regel­
fal l für Vertreter der Zusammenschlüsse 
der Verwaltungsspitzen (ACC) und Perso­
nalvereinigungen (FISCA), wobe i den Ver­
tretern einzelner Organisat ionen und Ge­
werkschaften auf Wunsch indiv iduel ler Zu ­
tritt gewährt werden kann. Die heikle, bei 
Schaffung der Satzung umstr i t tene und in 
ihrem Art. 4 f lexibel beantwortete Frage, 
welche Aufgaben die Kommission in ihrer 
Gesamthei t bearbei ten und welche sie dem 
Vorsi tzenden zur Wahrnehmung übertra­
gen sol l , ist dahin gelöst worden, daß dem 
Vorsi tzenden neben der Verantwort l ichkei t 
für den tägl ichen Dienstbetr ieb, für das 
Personal der Kommission und für den 
Haushaltsvol lzug die Verantwortung für d ie 
Klassif iz ierung der Dienstorte für die Orts­
ausgleichszulage (post adjustment) und die 
Best immung der Tagegeldsätze für Dienst­
reisen übertragen wurde, wobe i sich die 
Kommission die Übert ragung wei terer Auf­
gaben im Einzelfall vorbehal ten hat. 
2. Die Sachfragen, mit denen sich die Kom­
mission beschäft igt hat, waren in erster 
Linie eine a l lgemeine Überprüfung des Ge­
haltssystems für den höheren Dienst (Pro­
fessional Category), ein Auf t rag, der be-
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reits in den Entschließungen der General­
versammlung 3042 (XXVII) und 3357 (XXIX) 
der ICSC als vorrangige Aufgabe übertra­
gen worden war. Die Kommission hat sich 
dieser Aufgabe noch nicht ent ledigen kön­
nen und Einzeluntersuchungen für erfor­
derl ich gehalten, aber doch auf der August­
si tzung in Genf den wicht igen Beschluß ge­
faßt, das aus den frühen Tagen des Vö l ­
kerbundes stammende sogenannte Noble-
maire-Prinzip aufrechtzuerhalten. Dieses 
Prinzip besagt, daß die Bezahlung für al le 
international Bediensteten nach gleichen 
Sätzen erfolgen soll und daß, um eine 
wel twei te Rekrut ierung unter Einbeziehung 
der Länder mit hohem Einkommensniveau 
zu ermögl ichen, die Gehälter für den best­
bezahlten öffentl ichen Dienst der Mi tg l ied­
staaten die Richtschnur sein sol len. Die 
Kommission hat an diesem Prinzip aus­
drückl ich festgehalten und die Konsequenz, 
daß eine solche Gehaltshöhe für Bedien­
stete aus den Ländern mit einem niedr igen 
Einkommensniveau zu hoch sein und von 
den Regierungen und Steuerzahlern dieser 
Länder als übertr ieben angesehen werden 
könnte, bewußt in Kauf genommen. Die 
ICSC hat indessen weitere Untersuchun­
gen für die Anwendung dieses Prinzips für 
erforderl ich gehalten, u. a. für d ie auch für 
d ie Bundesrepubl ik Deutschland nicht un­
interessante Frage, welches der bestbe­
zahlte öffentl iche Dienst ist (seit Gründung 
der UNO wurde der US Civil Service hier­
für angesehen) und einen abschl ießenden 
Bericht nach Einholung der Ste l lungnah­
men der Organisat ionen und ihrer Perso­
nalvertretungen für die 31 . UN-Generalver­
sammlung 1976 vorgesehen. Zwei Neben­
fragen, mit denen sich die Kommission be­
faßt hat, waren eine Empfehlung für eine 
zwischenzeit l iche Verbesserung des Ort-
ausgleichszulagensystems für Bedienstete 
ohne Famil ienanhang und eine vom ACC 
dr ingend gewünschte Überprüfung der Er­
z iehungsbeihi l fe (education grant), deren 
Höchstbetrag von 1 500 US-Dollar pro Kind 
und Schul jahr als unbefr iedigend empfun­
den wurde. Hier hat die Kommission je­
doch eine Entscheidung zurückgestel l t . JDB 

Rechtsfragen 
West-Sahara-Gutachten des Internationalen Ge­
richtshofs (IGH) (76) 

I. Am 16. Oktober 1975 erstattete der IGH 
sein von der Generalversammlung in Auf­
trag gegebenes Gutachten zu den Rechts­
f ragen bezügl ich der noch unter spani­
scher Verwal tung stehenden West-Sahara. 
Die Generalversammlung hatte dem IGH 
zwei Fragen vorgelegt : 1. War die West-
Sahara (Rio de Oro und Sakiet El Hamar) 
zur Zeit der Kolonis ierung durch Spanien 
herrenloses Land (terra nul l ius); 2. welcher 
Art waren die rechtl ichen Bindungen zwi­
schen der West-Sahara und dem König­
reich von Marokko bzw. dem histor ischen 
Staatsgebi lde von Mauretanien (Resolut ion 
3292 (XXIX) vom 13.12.1974 siehe Seite 189 
in diesem Heft)? 
Die erste Frage beantwortete der IGH ein­
st immig dahingehend, daß das Gebiet der 
West-Sahara zur Zeit seiner Inbesitznahme 
durch Spanien nicht terra nul l ius gewesen 
sei. Hinsichtl ich der zweiten F icge befand 
das Gericht, daß gewisse Bindungen zwi­
schen der West-Sahara auf der einen und 

dem Königreich von Marokko und Maure­
tanien auf der anderen Seite bestanden 
hätten, man aber nicht von einer Souverä­
nität dieser Staaten über das Gebiet der 
West-Sahara sprechen könne. Diese Ent­
scheidung erging hinsichtl ich von Marokko 
mit 14 zu 2 und hinsichtl ich von Maureta­
nien mit 15 zu 1 St imme. 
Das Gericht führt zur zweiten Frage im 
einzelnen aus: »Die dem Gericht unter­
breiteten Unter lagen und Informationen zei­
gen, daß zur Zeit der Inbesi tznahme der 
West-Sahara durch Spanien rechtl iche Bin­
dungen zwischen dem Sultan von Marokko 
und einigen Stämmen, die dieses Gebiet 
bewohnten, bestanden. Ähnl iche Bindun­
gen lassen sich auch zwischen Maureta­
nien und der West-Sahara feststellen.« Je­
doch kann man nach Ansicht des Gerichts 
auf Grund der vorgelegten Unter lagen nicht 
davon ausgehen, daß Marokko oder Mau­
retanien zu irgend einer Zeit über die West-
Sahara Hoheitsrechte ausgeübt hat. Ins­
gesamt konnte daher das Gericht keine 
rechtl ichen Bindungen der Art feststel­
len, die der Anwendung der Resolut ion 
1514(XV) vom 14.12.1960 auf die Dekolon i -
sation der West-Sahara entgegenstünden. 
Vor al lem verhindern nach Ansicht des Ge­
richts die festgestel l ten Bindungen zwi ­
schen der West-Sahara und Marokko bzw. 
Mauretanien nicht eine vol le Verwirk l ichung 
des Selbstbest immungspr inz ips durch freie 
und eigene Entscheidung der betroffenen 
Bevölkerung. 
Die Richter Gros, Jgnacio-Pinto und Na-
gendra Singh gaben Erklärungen zu dem 
Gutachten ab, Vizepräsident Ammoun so­
wie die Richter Forster, Petren, Di l lard, de 
Castro und Boni (ad hoc-Richter Marokkos) 
erstatteten Sondervoten (separate opinion) 
und Richter Ruda begründete seine abwei ­
chende Meinung (dissenting opin ion) . 
II. Zu den Entscheidungsgründen des Ge­
richts: Zunächst hatte sich das Gericht mit 
der Frage seiner Zuständigkei t auseinan­
derzusetzen. Nach Art.65 IGH-Statut i.V. mit 
Art. 96 der Charta kann der IGH auf An ­
trag der Generalversammlung ein Gutach­
ten zu jeder »Rechtsfrage« erstatten. Hier 
mußte der Gerichtshof darüber entschei­
den, ob von ihm wirk l ich die Beantwortung 
einer Rechtsfrage ver langt wurde. Er hat 
dies bejaht, indem er darauf hinwies, daß 
man von einer Rechtsfrage auch dann noch 
sprechen könne, wenn von ihm Tatsachen­
feststel lungen ver langt würden und er nicht 
über völkerrecht l iche Rechte und Pflichten 
zu bef inden habe. Daneben hatte sich das 
Gericht noch mit dem Vortrag Spaniens 
auseinanderzusetzen, das seine Zuständig­
keit bestritt. Spanien stützte sich dabei auf 
fo lgende Gesichtspunkte: 1.Es habe sich 
hinsichtl ich dieses Streits nicht der Jur is­
dikt ion des IGH unterworfen. In der Sache 
selbst handele es sich um einen Rechts­
streit, den Marokko bereits 1974 vor den 
IGH habe br ingen wol len. Das Gutachten 
diene al lein dazu, die damal ige Weigerung 
von Spanien zu umgehen. 2. Im übr igen 
handelte es sich nach Ansicht Spaniens um 
die Frage der Hoheitsgewalt über das Ge­
biet der West-Sahara, eine Frage, die nur 
mit Zust immung des betroffenen Staates 
von dem IGH geprüft werden könne. 
Demgegenüber vertrat der Gerichtshof nach 
intensiver Auseinandersetzung mit seiner 

bisher igen Rechtsprechung und der des 
Ständigen Internat ionalen Gerichtshofs die 
Ansicht, daß die Generalversammlung zu 
dieser Frage ein gericht l iches Gutachten 
einholen könne. Die Generalversammlung 
habe dieses Gutachten nicht verlangt, um 
einen Streit beizulegen — was unzulässig 
gewesen wäre —, sondern um die geeig­
neten Maßnahmen im Rahmen der Dekolo-
nis ierung der West-Sahara ergrei fen zu 
können. 
II I . Zu Frage 1: Das Gericht stel l t an den 
Anfang seiner Erörterungen eine Untersu­
chung über den Inhalt des Begriffs >terra 
nullius< und die Voraussetzungen für eine 
Okkupat ion nach den Rechtsanschauungen 
zur Zeit der Inbesi tznahme der West-Saha­
ra durch Spanien (1884). Es kommt zu dem 
Schluß, daß es nach damal iger Rechts­
überzeugung als zwingende Voraussetzung 
für eine Okkupat ion angesehen wurde, daß 
das übernommene Gebiet terra nul l ius war. 
Von terra null ius wurde jedoch dann nicht 
gesprochen, wenn das Gebiet von Stäm­
men oder Völkern besiedelt war, die über 
eine gewisse Organisat ion verfügten. War 
dies der Fall, so konnte das Gebiet nicht 
durch Okkupat ion sondern nur durch ent­
sprechende Verträge mit den ört l ichen 
Machthabern erworben werden. Nach sei­
nen Informat ionen geht das Gericht davon 
aus, daß die Bewohner der West-Sahara 
1884 über eine gewisse Stammesorganisa­
t ion verfügten, und somit die Okkupat ion 
dieses Gebietes ausschied. Spanien habe 
deshalb auch mit den verschiedenen Stam­
meshäupt l ingen Protektoratsverträge ge­
schlossen. Insofern verneinte der Gerichts­
hof die erste der ihm vorgelegten Fragen. 
IV. Zu Frage 2: Bevor der Gerichtshof sich 
mit der Frage auseinandersetzte, welcher 
Art die rechtl ichen Bindungen (legal t ies) 
zwischen der West-Sahara und Marokko 
bzw. Mauretanien waren, mußte er den In­
halt dieses in der Resolut ion der General ­
versammlung verwandten Begriffs klä­
ren. Der Gerichtshof legt den Begriff »recht­
liche Bindungen« mit Rücksicht auf Inhalt 
und Ziel r ichtung der Resolut ion dahinge­
hend aus, daß darunter nur Bindungen der 
Art zu verstehen seien, die Einfluß auf die 
Form der Dekolonis ierung der West-Saha­
ra haben könnten. Gedacht wi rd dabei an 
Ziff. 6 der Resolut ion 1514(XV), wonach die 
Zerstörung der nat ionalen Einheit bzw. Ein­
griffe in die terr i tor ia le Integrität eines 
Landes als unvereinbar mit den Zielen der 
Charta erklärt werden. Der Internat ionale 
Gerichtshof verläßt also nicht die von der 
Resolut ion 1514(XV) vorgezeichnete Linie, 
daß das Selbstbest immungsrecht nicht zur 
Zerstörung bestehender staatl icher Einheit 
führen darf, außer es handelt sich um die 
Verwirk l ichung des Selbstbest immungspr in­
zips im Zuge der Dekolonis ierung. Nach 
Ansicht des Gerichtshofs, der von dem 
Richter Ruda in seiner dissent ing opin ion 
widersprochen wi rd , bezieht sich der Be­
griff der rechtl ichen Bindungen nicht nur 
auf das Land sondern vor al lem auf die 
Bevölkerung. Hierzu führt das Gericht aus: 
Die West-Sahara war zur Zeit ihrer Kolon i ­
sation durch Spanien nur dünn besiedelt. 
Die Bevölkerung bestand aus nomadis ie­
renden Stämmen, die die Wüstengebiete 
auf mehr oder minder regelmäßigen Rou­
ten durchquerten und dabei bis in die Ge­
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